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Verkündet am

8.0ktober 1964

l m N a m e n d e s. V o 1 k e 3

In d m Rechtsstreit' .,i—

l■oococltiIn...-cc.oticooiooucloncon-oo.Inc.

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

.
‚

3

hat der 1. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 8. Oktober 1964, an der mit—

gewirkt haben ‘

‘Präsident ‚> b e h n e i d e r

' 3 als Vorsitzender,
Bundesrichter ‘ Dr. H a u g .]*_j

. _
und

Bundesrichter ‘ “m H e y e r 1 “

" als weitere berufsrichter,

Bundessozialrichter F r a n k e ' und

Bundessozialrichter W e i n r e i c h

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Das Urteil des bayerischen Landessozialgerichts vom
14. November 1961 wird aufgehoben.

%

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das Lendessozialgericht zurückverwiesen°
.. ‘‘n
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin als

gesehiedene Frau aus der Versicherung ihres früheren

Ehemannes, Erich deh■éx:‚ eine Hinterbliebenenrente

bean8pruchcn kann.

Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG)

ist der Versicherte als deutscher aeläat im 2„ Holt—

krieg in britische uriegsgeiangenschaft geraten und

nach der Entlassung in $nglahd verblieben; er hat dort
mit einer Frau zusammen gelebt und von 3ng1and aus die

Scheidung seiner Ehe gegen die in Leipzig wohnhaftc

Klägerin betrieben° hit dem am 20„ Januar 1955 ergange—

nen und am 31. Janua 1055 verkündetcn Urteil des

‘reisgerichts Leipzig ist die Ehe nach % 48 des Ähege—

setzes von 1946 geschieden W0"d0n mit dem Ausspruch,

daß den Versicherten ein Verschulden treffe° Jie@er

ist am 30„ hai 1956 in dngland an Bronchialkrebs ver—
sterben° nie &lägerin ist später in die Bundesrepublik

verzogen,

Die Beklagte lehnte den im Oktober 1958 gestellten

Rentenantrag ab, weil die Voraussetzungen des 9 42 des

Angestelltenversieherungsgesetzcs (AVG) nicht gegeben

seien (Bescheid vom.l°° Januar 1959)° Jie nlägerin hatte

zuvor in einer eidesstattliehcn drklärung angegeben,

der Versicherte habe zu keiner Zeit Unterhalt geleistet,

es sei ihr in der sowjetisch besetzten Zone (ssz) un—

möglich gewesen, einen Unterhaltsanspr ch durchzusetzen,u

so daß sie habe arbeiten müssen, um ihren Lebeisunter—

A '!Auskunft über uessen
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(ungünstige) gesundheitliche und dinkommensverhä ltnisse

vor und während des Scheidungsverfahrens erhalten.

hit der Alage machte die Klägerin u. a. geltend, der
1Versieherte habe ihr durch r% elmäßige Übersendung von

Paketen mit Lebensmitteln, Aleidung und Wäsche (monat—

lich ein bis zwei Bekete) tatsächlich Unterhalt gelei-

stet. Das oozia lgericht (SG) hünehen hörte hierzu die

Tochter und den Sohn der Klägerin als Zeugen. is hob

den Bescheid der Beklagten auf und verurteilte sie, der

Klägerin die ninterbliebenenrente nach S 42 AVG vom

1. Oktober 195 8 an zu za? en {Urteil vom 4. November 1960).

Auf die Berufung der
Beklagten

hob das Bayeris che L‘G das

Urteil des SG auf und wies die Klage — unter Zulassung

der devisien — sb: 2er Versicherte habe z.Zt. seines Todes

der Klägerin keinen Unter kielt na ch den Vorschriften des

Ehegesetzes zu leistenb el:abt. Als Zeit des Todes im Sinne

von 5 42 AVG kommeein Zeitr raum von der Dauer etwa eines
Vierteljahres, hier also die Zeit von merz 1956 bis Ände

Mai 1956, in Betracht. In dieser Zeit — vie auch in der
'Zeit vorher — sei der &unals 51:ährigen Klägerin die Ver—

wertung ihrer Arbeitskraft zuzumuten gewesen, um ihren

Lebensunterhalt selbst zu bestreiten. Tatsächlich habe

die Klägerin im März 1056 eine Arbeit aufgenommen. Deshalb

sei eine Unt01haltspf licht des Versicherten nach 5 58 des
Ehegesetzes entfallen, weil er nur insoweit verpflichtet

gewesen sei, als die Erträgn'sse einer Erwerbstätigkeit

der Klägerin für ihren Lebensunterhalt nicht ausreichten.

Danach erübrige sich der Versuch, festzustellen, ob der

Versicherte zur Zeit seines Todes überhaUpt unterhalts-

fähig gewesen sei‚ din sonstiger Grund für die Unterhalts—

pflicht sei nicht ersichtlich° Ebensowenig habe der Ver—

sicherte im letzten Jahr vor seinem Tode tatsächlich Unter—

halt geleistet. Ob die — an sich wenig wahrscheinliche —
Behauptung der Klägerin zutreffe, der Versicherte habe ihr

_ 4 _
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regelmäßig alle Renate ein bis zwe 1 Pakete zukommen

lassen, brauche nicht weiter 3@k1ä rt zu werden° Lenn

dies sei nach en eigenen Angubene der Klägerin jedenfalls

nur bis Gezember l955 geschehen, in letzten Jahr vor dem

Tode. des versie eLerten (Juni 1955 bis hai 1956 also nur

während der ersten 7 „.onete„ pensch sei aber der maß—

3ebliehe Jahreszeitreum nicht im wesentlichen durch

Unterhalte leis tun en gedeckt gewesen, wie des in der

letzten Alternative des 5 42 AVG verlangt werde„ sie

Klägerin könne aus diesen Gründen keine ;ente nach
@ 42 AVG beens‘ruchen (Urteil vom 14. äevember 1961)„

nie Klägerin le3te \ev1sien ein mit dem Antrae ;)

sinn30mäß)(

D ’

das Urteil des 15G eufzuheben und die Be—

rufun3 der bek egten 3e3en das Urteil des

SG zurdekzu weisen;

hilfsweise,

den „8CFL””LTAJU zu neuer “Jerhandlun3 und

zEntscheidung an des LSG urrüekzuve1 weisen„

(“

Verletzung der && l03, 106 „bb „ l, l53 1
)8 und 59 ues ;hevesetzes

die machte 3eltend, das „n 3efochtene Ur teil sei unter
@bC

; Gozialge—

".

riehtsgesetzes (GGG), uer 31

und des % 42 ! G ergan.3en gas LAG habe weder ihre

Unterhaltsbedürftigkeit noch nie Ln„eref fun13&eit

des Versicherten z„Zt. seines Todes c tig 3exn u»ft

Es ei nicht dere u1 e1nfe"e 3en, ob die drtrü3nisse der
1

— ihr nach ihrem G„uneneitsdu tend und ihrer bisnerigen

Lebensführung unzumutberen — Jr\erbetut13keit in Leip zig

M1e1 unt“r lt aus3ereieht hätten une Ob der Ver—

een können — zu dem
;

b

hemrt — wenn er hätte belengt we

tsverdien3t noen einen Unternal

er elmu<sen„ über seine 1'1ne Zi
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in den letzten Monaten vor seinem Tode sei nichts er—

mittelt worden° Unzutreffend und der dechtsprechung des

Bundessozialgeriehts (BSG) zuwider habe das LSG ange—

nommen, als Zeit des Todes des Versicherten sei ein

Zeitraum von der Dauer eines Vierteljahres anzusehen

und es sei während dieser Zeitspanne insgesamt — also

auch noch am Iodestag selbst — die Unterhaltspflieht

des äanncs zu verlangen. Es müss« genügen, daß der Ver—

sicherte nach der dcheidung ll Monate lang und bis

5 Lonate vor seinem Tode laufend rege mäßig Unterhalt

geleistet habe, um eine Unterhalts;flicht im Zeitpunkt

des Todes anzunehmen. Jedenfalls 1ütte aber die ■ente

nach der letzten Alternative des @ 42 AVG
zugesprochen.

werden müssen. Kenn das LSG Zweifel an der Tatsache

der regelmäßigen Paketsendungen hatte, hätte es die

Zeugen nochmals vern .men müssen. Das Gesetz verlange

keine kontinuierlichen Zahlungen in dem maßgeblichen

Jahreszeitraum. der vorliegende Streitfall unterscheide

sich nicht wesentlich von dem mit Urteil vom 20. Juli 1960

(BSG l2 ,
279) entschiedenen Streitfall, in dem die Un—

terhaltsleistung nur 4 Monate gedauert habe° nenn der

Gesetzgeber gewollt hätte, daß das letzte Jahr vollstän—

dig oder im wesentlichen durch Unterhaltsleistungen ge—

deckt ist, hätte er dies ohne Schwierigkeiten im Gesetzes—

text ausdrücken können.

Die Beklagte beantragte

die Zurückwe'sung der Revision.

Die devision ist zulässig und begründet. Die Annahme des

LSG, die Vora soetzungen des @42 AVG seien bei der Klä—
gerin nicht gegeben, hält nicht in allen Teilen einer

rechtlichen Nachprüfung stand.
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Die Jhe der „lägerin mit dem Versicherten ist im Jahre

1955 in ihrem uohnort leipzig gee chieden \orden° '

Schei<iungs urteile der Gerichte der SBZ sind regelmäßig

auch in der hunde ew*epublik 1euts ch1and (BR)) wirksanl ;

Gründe, aus denen de Urteil des Kreisgerici ts Leipzig

vom Januar 1955 aus nahmsueise die Anerkennung zu versa—

gen wäre, sind weder aus dem Vortrag der Klägerin noch

sonst in ausreichendem kaße ersichtlich° Auch könnte
«die Unwirksamkeit des och1uunfuuvte ls in vorliegenden

chts streit eret geltend gemaelt werden, „enn durch

Urteil eines üerichts in der BRD im Verfahren nach

3@ 606 ff der Zivil;10zeßord nung; (Zi 0) festgestellt

wäre, daß die She über den Sehe’dungg zeitpunkt hinaus

bis zum 1ode des Ver510herten iWoxtb mt1nde n hat per

enat schließt sich damit nach e'i gener Brüfung der

Rechtslage der Auffassung im Urteil des 11° denats vom

16. April 1964 - 11/1 31 26/61 —abgedruckt in NJW1964
d. 1589 — an. „aß ein Gericht in der BRD die un.1rnssn

keit des genannten ocic1eune urteils ausges>roch en hätte,

st weder von der 11'"erin behauptet, noch vom 15G 1es t—

gestellt_vorden° die „la‘ev1n ka nn daher keine „itwen—

rente, sondern nur die Hente als frühere Jhefrau des

Ve°sichertcn beanspruchen‚ Jieser is t zwar schon im

Jahre 1956 verstorben° ger Anspruch der nlägerin auf die

im Jahre 1958 beantragte dentc eeurteilt sich acer, wie

das LSG mit necnt aus Artikel 2 $ 18 des Angestellten—

versicherunes—„eureaelun 3tz es‚{AnVRG) entnommen hat,

nach 9 42 A G,

Die hlügerin stützt den nentena nspruch
zunaehe

t auf

die in 5 &2 AVG an erster Stelle genannte vera ssetzunv°

Danach kommt es - da ”sone tige Gründe” nicht ersichtlich

sind — darauf an, ob ihr der Versicherte z„Zt„ seines

iodcs nach een Vorsc;riiten des „hege setzes Unterhalt

..7..
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zu leisten hatte. Dem Bestehen einer solchen Unterhalts—

pflicht steht nicht schon entgegen, daß ein Anspruch

der in Leipzig wohnhaften Klägerin gegen den in England

lebenden Versicherten in der maßgeblichen Zeit wegen

fehlender staatsrechtlicher Anerkennung der SBZ und der

diplomatischen Beziehungen nicht realisiert werden konnte.

Das Gesetz verlangt zwar eine konkrete Pflicht des ge—

schiedenen Mannes zur Unterhaltsleistung (BSG 3, 197, 199);

dies bedeutet aber nicht, daß der konkret gegebene Anspruch

der geschiedenen Frau auch zu verwirklichen gewesen sein

oder gar zu einer tatsächlichen Zahlung des Mannes geführt

haben muß. Der Berücksichtigung des deutschen Rechts steht

auch nicht entgegen, daß der Versicherte in der maßgebli—

chen Zeit in England gewohnt hat. ir ist bis zu seinem Tode

deutscher Staatsangehöriger geblieben (das Gegenteil ist
weder behauptet noch festgestellt werden), und seine Ehe

ist von einem deutschen Gericht nach deutschem Recht ge—

schieden worden. Deshalb richten sich auch die Rechts—

folgen der Lhescheidung, insbesondere die Unterhaltspflicht,

nach deutschem Hecht (vgl. Palandt, SGBGBArt. 14 Anm„ 4 e
und Art. 17 Anm. 5). Das 18G hat daher das Bestehen einer
solchen Unterhaltspflicht zutreffend nach den Vorschriften

in $ 61 Abs° 1 i.V.m° @@58, 59 des am 1. März 1946 ein—
heitlich in allen Eesatzungszonen Deutschlands in Kraft ge—

tretenen Ehegesetzes von 1946 geprüft° Zwar ist dieses

Ehegesetz in der 552, w die Klägerin z.Zt° des Todes des
_

Versicherten gewohnt hat, inzwischen aufgehoben werden und

an dessen Stelle die - inhaltlich vesentlich abweichende —
Verordnung über Eheschließung und Eheauflösung vom

24° November 1955 (Gesctzblatt S„ 849) getreten (vgl‚ Palandt,

Einleitung 1 A zumEhcgesctz 1946 - Heinz} in NJW1956 s. 658).
Nach den Bestimmungen dieser Verordnung ist in der SBZ vom

29° November 1955 an, also auch z‚zt. des Todes des Ver—

sicherten im Kai 1956, verfahren werden; Sie können indessen
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für die hier zu entscheidende Frage nicht me„geblich

sein, weil nach der in der BRD herrschenden neehtsüber—

zeugung den gesetzgebenden Stellen in der SBZ die frei—

heitliche demokratische Legitimation zur wirksamen '

Gesetzgebung und damit auch zu einer Neuordnung des

Ehescheidungsrechts ieh1t„ Js ruß vielmehr auf des

vor der noneneesetzsebuns geltende deutsche Recht zu—
rückge.Tiffen werden, hie r also auf das deutsche Ehe—

geesetz in der Eee sung die ihm die Beeetzungsmäehte

(Lontrollrat) gegeben hMb ber Aentene spruch der
11uberin muß also so beurteilt werden, wie wenn z.‚Zt°

des Todes des Versicherten an ihrem „ohnort leipzig

noch das dhegesetz von 1 46 gegolten hätte.

Nach 3 42 AVG muß die Unterhalte pilicht des Versicher—

ten ”zur Zeit seines Todes“ bestanden haben° Die Auf—

fassung des LSG, daß hierfür regelmä Big ein Zeitraum

bis zur dauer eines Vierteljahres als maßgebend anzu—

sehen sei, trifft in dieser Allgemeinheit nicht zu„

Sine kelendermäßige Begrenzung der Zeit des Iodes

würde, wie schon der 11° Senat des BSG mit Urteil vom

23„ Juni 1964 -
11/1 AA 59/61 — entschieden hat, dem

sich der erkennende Senat anschließt, der Unterhalts—

e'satzfunktion der Hinterbliebenenrente nicht gerecht

werden° hie neuere „eent(nrecbuno sieht — wie auch bei

der inhaltlich ähnlichen 11egelung in 3 43 Abs, 1 AVG

{vgl° Urteil des jenats von 14„ Februar 1964 —
1 ■A 203/60

_ abgedruckt im dozielrecht bl„ Aa 5 Nra 4

zu ; 1266 ■VO) — regelmäßig den letzten zwis<chen den

früheren Ehegatten bestehenden \iitscheftliehen Jeuer—
zustand

vor dem iode des Versicherten als maßgeblich

an, d.h° den Zustand, der iortgedauert hätte, wenn

nicht der Versicherte gestorben wäre„ ir k ann läng erc

_ 9 _
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oder kürzere Zeit gedauert haben als das Vierteljahr,

von dem das LSG ausgegangen ist° Von den Verhält—

nissen während dieses letzten virtschaftlichen Dauer—

zustandes ist daher auch für die Prüfung auszugehen,

ob eine Unterhaltspflieht des Versicherten der Klägerin

gegenüber bestanden hat, Nach den Feststellungen des

LSG hat diese im märz 1956 eine abhängige Arbeit auf—

genommen und aus dem Arbeitslohn ihren Lebensunterhalt

bestritten° Aber auch Wenn man davon ausgeht, mit

dieser Arbeitsaufnahme, die (zufällig) etwa ein Viertel—

jahr vor dem Tode des Versicherten erfolgte, sei der

letzte wirtschaftliche Dauerzustand in den Verhältnissen

zwisehen den früheren Ehegatten eingeleitet werden, es

komme daher — wenn auch aus anderen als den vom LSG an—

genommenen Gründcn — auf diesen Zeitraum für die Ent—

scheidung dcs dechtsstreits an, so rechtfertigt sich

damit noch nicht die weitere Annahme des LSG, die Klägerin

sei während dieses Zeitraums nicht unterhaltsbedürftig

gewesen.

Nach der Auffassung des LSG hat die Klägerin durch

ihr zumutbare Arbeitsleistung ein für den Lebensunter—

halt ausreichendes Einkommen erzielt, weshalb ein Unter—

haltsanspruch gegen den Versicherten nach $ 58 des Ehe—

gesetzes nicht bestanden habe° Die Klägerin wendet ein,

die tatsächlich verrichtetc Arbeit sei ihr nicht zuzu—

muten gewesen und nur mit den besonderen Verhältnissen

in der SBZ zu erklären; sie sei aus gesundheitlichen

Gründen arteitsunfähig, zumindest nicht imstande gewesen,
einen ausreichenden Arbeitsverdienst zu erzielen, Das LSG

habe es insoweit unterlassen, den Sachverhalt aufzuklären.

Der Senat braucht auf diesen Zinwand nicht näher einzu—

gehen und nicht zu prüfen, ob der damals 57jährigen Klä—

gerin nach den gegebenen gesundheitlichen und örtlichen

—lO—'
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Verhältnissen die Arbeit, die sie sich selbst ausge—

sucht hatte, oder eine sonstige 3rwerbstätigkeit noch

uzumuten war° denn jedenfalls wird die Leinung des

LSG, ein Unterhaltsenspruch der Klägerin gegen den

Versicherten habe des elb nicht bestanden, weil sie

in dem maßgeblichen Aeitraum ein Arbeitseinkommen er—
zielt und für ihren Lelensunterhelt verwendet habe,

dem Sinngehalt des 3 58 des dhegesetzes nicht gerecht°

Danach hat. der allein euer überwiegend fü schuldig

erklärte Ahexnenn der geschio denen Freu den nach den

lebe nsverhältniss en der hega tten angemessenen Unter—

halt zu gewähren, so„enit die Einkünfte aus dem Vermögen

der Frau und die Ertrügnisse einer ßruerbstät13ke1

nicht ausreichen. naß die Kläb -erin Vermö en gehabt

habe, ist nicht erwies en° Qareus allein, daß sie eine

Arbeit aufgenommen hatte und ein Arbe1tscim1o men er—
21elte‚ vke.n aber nicht schon eui ihren angm eessenen

4.
1

Lebensunterhalt geschlossen verd en° € 58 e s 5hege—

setzes befreit den Verpflichteten nicht schon deshalb

von der Unterhaltspflicht, weil die Berechtiete in

Arbeit steht; erforderlich ist vielmehr, daß die Erträg—

isso der Arbeit i‘ur den angelessenen Unterhalt ausrei—

chen° nes aber als angemessen enz *se t1cn ist, beurteilt

sich, wie da Gesetz ausdrücklich sagt, aaeh den Le—(‚'
)

bensvcr hältnissen beider Ehegatten° Auszugehen ist zu—

nächst von dem Lebenszuschnitt zur Zeit der Eheschei—

dung, s0weit er den Lebensverhä tnissen der geschiede—

nen Gatten entsprach; späteren Anderun en kann im ieh—

men des % 323 ZPO nechnung. getragen werden (vgl„ Belendt

'Anm. 3 zu @ 58 des dhegesetzes). nes LSG iS‘ aber, wie

die devision mit decht rügt, weder da rauf eingegangen,

ob die Klägerin genügend verdient hat oder verdienen

konnte, noch hat es Feststellungen darüber getroffen,

ob der Ve ‘sichcrte zus ätzlich zu dem Arbeitsverdienst

_11—‘
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der Klägerin noch einen Unterhaltsbeitrag hätte leisten

können und müssen„ Der dachverhalt bietet auch keine

Handhabe dafür, die Lebensverh&ltnisse des Versicherten

in England auch nur annähernd zu beurteilen. Das nur
mäßig bemesséne Erwerbseinkommen der &l&gerin (nach ihren

Angaben l40,- D& bis l60,— Bü Ost brutto im Monat) läßt

es auch nicht von vornherein als aus„geeschlossen erscheinen,

daß der Versicherte, wenn er dazu f&hig gewe„ en w&re und

wenn er h&tte belangt werden können, noch zu einer zus&tz—

lichen Leistung verpflichtet worden wäre, um den angemesse—

nen Unterhalt der £l&g erin sicherz stellen. Diese Frage

kann aber nur bei &enntnis der uinkommens— und Vermögens-

verh&ltnissc des Ve*sicherten und seiner sonstigen Ver—

pflichtungen beurteilt werden. Jie Feststellungen hierzu

sind zwar schwierig, \eil der Versicherte in Engla nd ver—

storben ist° die sind jedoch nicht unmöglich, weil sein

Aufenthalt und die Anschrift der Frau, mit der er zusammen

gelebt hat, aus der Sterbeurkunde bekannt sind° Für die
Einkommens— und Vermögensverh&ltnisse des Versicherten

kann vor allem auch der Umfang seines Nachlasses von Be—

deutung sein, worüber — falls nicht amtliche Unterlagen

englischer B.ehörden vorha ndcn sind — die Besitzerin des

Hotels als Zeugin gehört werden kann, in dem der Versicherte

zuletzt gewohnt hat° Dies, Grmittlungcn sind auch ange—
bracht, um die Unterhaltsf&higkeit des Versicherten nach

59 des ihegesetzcs zu beurteilen und damit ein abschlie—

3endes Bild über das Bestehen einer Unterhaltspflicht zu

gewinnen. dollte allerdings eine Kl&rung im vorstehenden

Sinn nicht möglich sein, s würde die &ichterweislichkeit

nach den Grunds Hz n der objel {tiven Beweislast zum Nachteil

der Klägerin ge re icien, die aus den behaupteten Lebcn„ ver—

h&ltnis sen des Vers 'i0herten £echte für sich herleiten will„

1 1Sie tats&chlichen beststellungen des angefochtenen Urteils
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"‘1genügen aber auch insoweit nicht für die zntscheidung

des nechtsstreits, als das LSG die letzte Voraussetzung

des 9 42 AVG beurteilt hat. Danach kommt es darauf an,
ob der Versicherte im letzten Jahr vor seinem Tode
(Juni 1955 bis Kai 1956) der Llägerin tatsächlich Un—

terhalt geleistet hat" Das LSG hat zwar nicht verkannt,

daß die behaupteten a■et„endunrr n des Versicherten

unter den gerebenen Verhältnis sen (insbesondere wegen

der Unmöglichkeit von Geldüb erweis gen in die SBZ)

Unterhalt im Sinne es Gesetzes gewesen sein konnten°

Es hat auch zutreifend ang.enomme n, die „orte “im

letzten Jahr“ im Gesetz könnten nicht schon bei einer

nur einr;aligen Zuxendung veih„ltni„naßig geringen Um—

fangs (z‚B‚ einem LeihnaehtSp„wl t) erfullt sein, Ent—
sprechend dem „ sen der Unterhaltsl eistung als einer

auf gewiss. euer und Be„ t‘e ndigkeit angelegten Bezie—

„ sich vielmehr um leis tu% en mit Unterhalts—5. z 22
5

gr
; <
: a

n einer bestimmten Höhe oder von einer ge—C
)

‚"5
'

;} ;‚_
_.

.
<

_L
.

’_
1.

wisse %g=lmäßigkeit handeln, durch die der ganze nach

dem Gewet maßgebliche Jahreszeitraum im „ese entlichen

gedeckt is „ ■iese Betiachtung, von der die ■echtspre—

chung des BSG schon bisher ausgegangen ist, zwingt aber

dazu, Zahl, Umf53ng und 1nhalt der behauptete* n Pakete

in den maßgeblichen Zeitraum näher zu ermitteln (und

aufzuklären, für wen sie be„ timmt waren), v.eil der ge—

samte Jahreszeitraum überblickt werden muß° Auch hat

die dechtsprechung des BSG von dem genannten Grundsatz

Ausnahmen für den 5311 zugelassen, daß der Tod des Ver—

sicherten vor Ablauf eines Jahr s seit der dcheidung

oder andere außergewöhnliche und vom Versicherten nicht

behebbere Umstände die Unterhe ltsleistung für das volle

J ahr v3rhiniert haben; in solchen fallen können aus—

nahms eise auch Unterhaltsleistungen, die sich zeitlich

auf weniger als ein Jahr erstrecken, als Urterhalt “im

letzten Jahr" en°eseren werden (BSG 5, 179, 185;

12, 279, 282; 14, 255, 258; bSG im Sozä Bl° Aa 17 Nr„ 18
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zu % 265 RVG). Das LSG hat jedoch im vorliegenden nechts—
streit nicht näher geprüft, warum die Paketsendungen, die

nach den Behauptungen der Alägerin und der Zeugen auch in

der Zeit nach der ähescheidung bis „eihnechten 1955 ellmo—

natlich erfolgt sein sollen, von da an bis zum Tod des Versi—

cherten im hai 1956 gänzlich ausgeblieben sind, ob dieser Aus—

fall auf ein persönliches Unvermögen des Versicherten oder auf

äußere, von ihm nicht behebbare Umstände, wie sie etwa in einer

Paketsperrc durch die sowjetzonale Post zu sehen wären, zurück—

zuführen ist. has lSG wird dies noch eufzuklären haben. Auch

hier müssen allerdings die Grundsätze über die objektive Beweis—

last Platz greifen und die Nichterweislichkeit von Tatsachen,

aus denen die Klägerin Rechte für sich herleiten will, zu ihrem

Nachteil aussehlegen.

Weil hiernach das Urteil des LSG auf unzureichenden Tatsachen—

feststellungen beruht, nuß es aufgehoben und der nechtsstreit

zu neuer Verhandlung und intscheidung an das LSG zurüekverwiesen

werden (€ 170 Abs. 2 Satz 2 SGG).

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil des

LSG vorbehalten.
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